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^53^ Es gibt nach dem BGB Fälle, wo jemandem das durch Erbfolge oder sonst von 
•^odeswegen Erworbenene infolge bestimmter Verfehlungen gegen den Erblasser 
< § 2339 BGG > wieder entzogen werden kann.
Das Institut der Erbunwürdigkeit stammt aus dem römischen Kaiserredht. Aber 
während hier grundsätzlich der Fiskus entziehungsberechtigt war und das fiskalische 
Interesse dazu führte, auch die Erbunwürdigkeit wegen Ungehorsams gegen zwingende 
erbrechtliche Gesetze eintreten zu lassen, geht der Zug der neueren Rechtsentwicklung 
dahin, das {selbst unwürdige) Entziehungsrecht des Fiskus zu beseitigen und als Erb« 
unwürdigkeitsgründe nur schwere Verfehlungen gegen den Erblasser anzuerkennen. Ins« 
besondere gewährte schon eine verbreitete Lehre des gemeinen Rechts das Entziehungs« 
recht nicht mehr dem Fiskus, sondern dem Nächstberufenen oder dem Beschwerten.
Die Weiterentwicklung erfolgte durch die neueren Partikulargesetze, die das Ent« 
ziehungsrecht als Anfechtungsrecht gestalteten,-, so teilweise schon das Preuss. Landrecht, 
bes. aber der Code civil und das Sachs. Gesetzbuch.
Ihnen hat sich das Bürgerliche Gesetzbuch, unter Beschränkung der Erbunwürdigs« 
gründe auf bestimmte sich gegen den Erblasser richtende Verfehlungen, angeschlossen, 
zugleich aber das Anfechtungsrecht auch den an dem Wegfall des Erbunwürdigen nur 
mittelbar Interessierten eingeräumt.
Nach anderen geltenden Rediten ist der Erbunwürdige von der Erbfolge oder 
einem sonstigen erbrechtlichen Erwerbe kraft Gesetzes ausgesdilossen, so nach dem 
Österreich. Gesetzbuch und dem Schweizerischen Zivilgesetzbuch. Nach dem BGB tritt 
diese Ausschließung aber stets erst durch Anfechtung des Erwerbes ein, also, wenn der 
Erbunwürdige Erbe ist, durch Anfechtung des Erbschaftserwerbes oder, wenn er Ver« 
mächtnisnehmer oder Pflichteilberechtigter ist, durch Anfechtung des Vermächtnis« oder 
Pflichtteilanspruches, und zwar letztere gemäß § 143 durch bloße Erklärung gegenüber 
dem Anfechtungsgegner, die Anfechtung des Erbschaftserwerbes aber durch Erhebung der 
Anfechtungsklage. Diese Klage, die sog. Erbunwürdigkeitsklage, bildet den Gegenstand 
der vorliegenden Abhandlung.
Die Bedeutung der Erbunwürdigkeitsklage besteht darin, daß mit der Rechtskraft 
des ihr stattgebenden Urteils der Erbsdiaftserwerb des unwürdigen Erben nach rüdcwärts 
vernichtet wird. Bis dahin ist der Erbunwürdige rechtmäßig Erbe mit allen sich daraus 
ergebenden Folgen. Der Klage steht hier wie sonst die Widerklage gleich,- dagegen 
ist eine Geltendmachung der Erbunwürdigkeit in der Form der Einrede ausgeschlossen. 
Ist gegen eine Klage, z. B. die Erbschaftsklage, eine Widerklage nicht möglich, so kann, 
sofern die Erbunwürdigkeitsklage bereits anhängig ist, bis zur Erledigung des Rechts« 
Streites über die Erbunwürdigkeit das Verfahren ausgesetzt werden.
Die Erbunwürdigkeitsklage ist darauf zu richten, daß der Erbe für erbunwürdig 
erklärt wird. Das braucht zwar nidit gerade im Klagantrag und mit den Worten des 
Gesetzes zu geschehen, es muß aber doch aus dem Inhalt der Klage deutlich hervor« 
gehen, daß der Erbschaftserwerb und nicht bloss die vorliegende Erbeinsetzung angefochten 
wird.
Die Erbunwürdigkeitsklage ist erst nach dem Anfall der Erbschaft zulässig, also 
niemals vor dem Erbfall und, wenn der Erbunwürdige ein Ersatzerbe oder ein sonstiger 
Eventualerbe ist, audi nicht vor dem Wegfall des Vorberufenen. Eine Ausnahme gilt 
für den Nacherben, ihm gegenüber ist die Klage zulässig, sobald die Erbschaft dem 
Vorerben angefallen ist. Dies gilt auch dann, wenn mehrere Nacherben nacheinander 
eingesetzt sind: die Klage ist einem späteren Nadierben gegenüber zulässig, sobald 
die Erbschaft dem ersten Vorerben angefallen ist.
Anderseits bestehen für die Erbunwürdigkeitsklage bestimmte Fristen, innerhalb 
deren sie spätestens erhoben werden muß. Erlangt der Anfechtungsberechtigte von dem 
Anfechtungsgrunde Kenntnis, so kann er von diesem Zeitpunkt an, frühestens aber von 
dem Erbfall oder {einem Nacherben gegenüber) von dem Nacherbfall an binnen Jahres« 
frist die Klage erheben, ohne Rücksidit auf die Kenntnis des Anfechtungsberechtigten 
von dem Anfechtungsgrunde ist die Klage ausgeschlossen, wenn seit dem Erbfall oder 
Nacherbfall dreißig Jahre verstridien sind. Beide Fristen sind Ausschluß«, nicht Ver« 
jährungsfristen.
Die Erbunwürdigkeitsklage ist zwar nicht in ihrem Charakter, wohl aber ihrem 
Ziele nach vermögensrechtlicher Natur. Es ist daher sachlich nicht ausschließlich das 
Landgericht, sondern je nach der Höhe der Erbschaft oder des Erbteils das Amtsgericht 
oder das Landgericht zuständig. Hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit kommt in Be« 
tracht, daß die Klage mittelbar die „Feststellung des Erbrechts" zum Gegenstände hat. 
Daraus folgt, daß die Klage nicht nur in dem allgemeinen Gerichtsstand des Anfechtungs« 
gegners, sondern auch in dem besonderen Gerichtsstand der Erbschaft <ZPO § 27) er« 
hoben werden kann.
Die Erbunwürdigkeitsklage ist, wenngleich sie lediglich die Erklärung <Feststellung> 
der Erbunwürdigkeit des Erben begehrt, keine blosse Feststellungs», sondern eine Ge» 
staltungsklage,- denn, gibt das Urteil der Klage statt, indem es den Erben für erbunwürdig 
erklärt, so knüpft sich an diese Erklärung, sobald das Urteil rechtskräftig wird, kraft 
Gesetzes die Vernichtung des Erbschaftserwerbes. Es bietet sich hier dieselbe prozessuale 
Erscheinung, wie sie nach römischem und gemeinem Recht stattfand, wenn die querela 
inofficiosi testamenti im Extraordinarverfahren erhoben wurde. Das Erbunwürdigkeits­
urteil enthält lediglich die Feststellung der Erbunwürdigkeit, und die Vernichtung des 
Erbschaftserwerbes ist nicht Urteilsinhalt, sondern Urteilsfolge. Die Lehre, die die Erb» 
unwürdigkeitsklage und auch die Anfechtungsklagen der §§ 1341, 1596, 1599 BGB als 
bloße Feststellungsklagen und die ihnen stattgebenden Urteile als bloße Feststellungs» 
urteile aufgefaßt wissen will, verwechselt die Feststellung eines bestehenden Rechts» 
zustandes mit der rückwirkenden Begründung eines neuen.
Der Kreis der Anfechtungsberechtigten ist nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
<§ 2341) weiter gezogen als im ersten Entwurf <§ 2046 Abs. 3>. Die Erweiterung ent» 
springt dem Gebote der Billigkeit. Dem Vermächtnisnehmer sowie den Gläubigern 
eines Anfechtungsberechtigten steht das Anfechtungsrecht nidit zu, weil sie keine Erb» 
anwartschaft besitzen. Jemand, der selbst erbunwürdig ist, kann, da die Erbunwürdigkeit 
keine Erbunfähigkeit begründet, die Erbunwürdigkeitsklage erheben.
Nach der Regelung im § 2341 BGB steht das Anfechtungsrecht mehreren Personen 
nebeneinander zu, von denen jeder unabhängig vom anderen die Anfechtungsklage er» 
heben kann. Insofern gehört die Klageberechtigung auf Grund § 2341 zu den selbständigen 
Gestaltungsrechten. Ist das Anfechtungsrecht des einen untergegangen durch Verzicht 
oder Fristablauf, so wird das Anfechtungsrecht der anderen dadurch in seinem Bestände 
nicht berührt. Anders bei der Ausübung, da jedes Gestaltungsrecht in seiner (einmaligen) 
Ausübung sich erschöpft.
Die Anfechtungsklage kann auch von mehreren Anfechtungsberechtigten gemein» 
schaftlich erhoben werden. Alle Anfechtungsberechtigten bilden dann eine aktive not» 
wendige Streitgenossenschaft.
Das Anfechtungsrecht ist unvererblich, unübertragbar und unpfändbar.
Anfechtungsgegner ist der Erbunwürdige selbst. Die in der Literatur allgemein 
vertretene Auffassung, daß nach dem Tode des erbunwürdigen Erben der Erbeserbe der 
Anfechtungsgegner für die Erbunwürdigkeitsklage ist, erscheint nicht zutreffend. Eine 
Nachfolge in die Anfechtungsgegnerschaft setzt eine volle Rechtsnachfolge in das zu gestaltende 
Rechtsverhältnis voraus. Als Gegenstand der Anfechtung ist hier vom Gesetz deutlich 
der Erbschaftserwerb bezeichnet. Der Erbschaftserwerb ist dem durch ihn begründeten 
und aufs engste mit ihm verknüpften Erbrecht gleichzuachten. Der Erbschaftserwerb, 
das Erbrecht, ist höchstpersönlich, eine Nachfolge darin überhaupt nicht möglich. Der 
Erbeserbe kann daher nicht der Anfedrtungsgegner für die Erbunwürdigkeitsklage sein. 
Anfechtungsgegner ist vielmehr noch der vom Gesetz als fortlebend fingierte Erbe selbst, 
der nach Analogie des § 1912 für den Erbunwürdigkeitsprozeß eine Vertretung erhält. 
Die Annahme einer solchen Fiktion findet ihre Stütze im Gesetz und vermag allein die 
Schwierigkeiten, die sich ergeben, wenn der Erbe selbst die Erbunwürdigkeitsklage an» 
strengt, auf einfache Weise zu lösen.
Bei der Frage, ob gleichzeitige Klageerhebung gegen mehrere Erbunwürdige statt» 
haft ist, muß unterschieden werden, ob diese nebeneinander oder nacheinander zur Erb» 
Schaft berufen sind. Im ersteren Falle ist an der Zulässigkeit nicht zu zweifeln. Es liegt 
dann aber keine Streitgenossenschaft vor. Sind die mehreren Erbunwürdigen nacheinander 
zur Erbfolge berufen, so ist eine gleichzeitige Klageerhebung gegen sie nicht statthaft, 
weil das Gesetz die Anfechtung erst nach dem Anfall der Erbschaft zuläßt.
Die Verbindung der Erbunwürdigkeitsklage mit dem Erbschaftsanspruch ist statthaft. 
Die sich hier ergebende Schwierigkeit, daß der Kläger für den Erbschaftsanspruch erst 
legitimiert ist, wenn er Erbe geworden, also erst bei Rechtskraft des die Erbunwürdigkeit 
aussprechenden Urteils, läßt sich durch die resolutio ex tune des § 2344 Abs. 2 BGB lösen.
Bei der Frage nach der Beweislast ist auf den Grundgedanken des Gesetzes ein» 
zugehen. Der Grundgedanke, der allein auf die Durchkreuzung des erblasserischen 
Willens abstellt, ist undurchführbar und verfehlt. Aus dieser Erkenntnis und zum Aus» 
gleich der sich ergebenden unbilligen Folgen erscheint der Standpunkt notwendig und 
gerechtfertigt, daß es genügen muß, wenn der Kläger den Beweis für die schwere gegen 
den Erblasser begangene Tat <§ 2339 Abs. I> erbringt, und daß der Abs. II des § 2339 
BGB seine de lege lata notwendige Berücksichtigung nur insofern findet, als der Beklagte 
durch den Nachweis des fehlenden Causalzusammenhanges der Erbunwürdigkeitserklärung 
entgeht.
Bei der Frage nach den Prozeßkosten muß die Anwendbarkeit des § 93 ZPO 
verneint werden, da es sich bei der Erbunwürdigkeitsklage um eine Gestaltungsklage 
handelt, wo die durch die Klage verfolgte Rechtsänderung allein durch das Gestaltungs» 
urteil, also nicht durch Willensakt des Beklagten erreicht werden kann.

